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Die politische Situation in der Türkei entwickelt sich sehr besorgniserregend. Die 
Grundpfeiler des demokratischen Rechtsstaates sind akut gefährdet bzw. bereits nicht mehr 
existent. Nach übereinstimmender Einschätzung von Experten seien Gewaltentrennung und 
unabhängige Rechtsstaatlichkeit, Medien-, Meinungs- und Religionsfreiheit nicht mehr 
gewährleistet. Der türkische Staat gehe mit brachialen Mitteln gegen alle Menschen vor, bei 
denen eine Abweichung zur Linie des Präsidenten und seiner Partei vermutet wird. Die 
Verhaftung und Entlassung hunderttausender Menschen sind nur ein Hinweis. Ebenso 
wurden viele Medien geschlossen. Mittlerweile seien im weltweiten Vergleich in der Türkei 
am meisten Journalisten in Haft, der Fall des deutsch-türkischen Journalisten Deniz Yücel ist 
nur das prominenteste jüngste Beispiel. Auch bereits Kinder würden dem Haftrichter 
vorgeführt wegen Witzen auf Social Media. Die vom Parlament beschlossene Änderung der 
türkischen Verfassung, die in einer Volksabstimmung bestätigt werden muss, würde nach 
Einschätzung von Beobachtern diese drastische Entwicklung verstärken und zementieren. 

Wie Schweizer Medien aktuell berichten, sei der türkische Staat auch in der Schweiz aktiv in 
der Bespitzelung, Bedrängung und gar Bedrohung von Menschen türkischer Abstammung. 
Insbesondere via die Religionsbehörden und Moscheen, aber auch durch Einsatz seines 
Geheimdienstes. Auch in der türkischstämmigen Bevölkerung in der Schweiz sei die 
Stimmung sehr angespannt, die Medien berichten von gegenseitiger Aggression, 
Drohungen, Bespitzelungen, Denunziation und Mobbing. Daneben versuchen türkische 
Politiker und Regierungsmitglieder bei Veranstaltungen in europäischen Städten bei der 
türkischstämmigen Bevölkerung für die Abstimmung zur Verfassungsänderung zu werben, 
auch in der Schweiz (was das türkische Wahlrecht eigentlich untersagt). Sie könnten damit 
die Anspannung in der türkischstämmigen Bevölkerung nochmals anheizen. Zudem stellt 
sich die heikle Frage, ob tatsächlich unter dem Schutz der Meinungsäusserungsfreiheit ein 
sich diktatorisch gebärdender fremder Staat für eine höchst fragwürdige Verfassungsreform 
werben dürfen soll. 

Nachdem Auftritte türkischer Regierungsmitglieder in Westeuropa untersagt wurden, sind die 
Äusserungen aus der türkischen Regierung und des Präsidenten völlig entgleist. Sie haben 
Staaten Westeuropas als „Bananenrepublik“ und „Zentrum des Faschismus“ genannt. Das 
beeinflusst natürlich auch die AKP/Erdogan unterstützende, in Basel lebende 
türkischstämmige Bevölkerung in ihrer Wahrnehmung gegenüber der Schweiz und dem 
Kanton Basel-Stadt. 

Die ganze Situation ist eine besondere Herausforderung für die Sicherheitspolitik und die 
Integrationspolitik von Basel. In diesen zwei Bereichen stellen sich viele akute Fragen. 

Fragen betreffend die Sicherheitspolitik: 

1. Wie schätzt der Regierungsrat die Situation unter der türkischstämmigen Bevölkerung 
ein (Aggression, Drohungen, Bespitzelungen, Denunziation und Mobbing)? 

2. a) Hat er Kenntnis von Tätigkeiten türkischer Organisationen, welche in Basel zur 
Bedrängung, Bedrohung, Bespitzelung und Denunziation anstiften oder gar solche 
direkt beauftragen oder welche in Basel gegen die Interessen der Schweiz, gegen die 
Meinungs- und Religionsfreiheit, gegen psychische oder physische Integrität von 
Menschen türkischer Abstammung handeln? 
b) Ist den Behörden bekannt, ob türkische Geheimdienste in Basel derart aktiv sind? 

3. Ist die Sicherheit und persönliche Integrität aller Mitglieder der türkischstämmigen 
Bevölkerung wie bei der übrigen Bevölkerung jederzeit gewährleistet? Wie können 
allenfalls hier in Basel lebende Personen türkischer Abstammung oder mit solchem 
Migrationshintergrund vor Bedrängung anderer türkischstämmiger Personen oder gar 
des türkischen Staates geschützt werden? 

4. Hat der Regierungsrat die Absicht, die Zusammenarbeit mit staatlichen türkischen 



Stellen, insbesondere im Bereich von Religion, Bildung und Kultur zu verändern oder 
gar einzustellen? Wenn nein, warum nicht bzw. was spricht für eine unveränderte 
Fortsetzung? Hierbei ist neben Organisationen wie DITIP und UETD auch an die 
Durchführung der türkischen HSK Kurse (heimatliche Sprach- und Kulturkurse) zu 
denken, aber auch an weitere Organisationen. 

5. Hat er die Absicht, beim Nachrichtendienst des Bundes zu intervenieren, um die 
Zusammenarbeit mit türkischen Geheimdiensten einzuschränken oder gar 
einzustellen? Wenn nein, warum nicht bzw. was spricht für eine unveränderte 
Fortsetzung? 

Fragen betreffend Politik in Zuwanderungsstaaten und die Integrationspolitik: 

1. a) Wie steht der Regierungsrat zur Tatsache, dass offenbar wie man vernimmt ein 
grosser Anteil der in Basel lebenden Personen türkischer Abstammung (mit Schweizer 
Pass oder ohne) im offenen Widerspruch zu den hier geltenden und gepflegten Werten 
und Grundsätzen mit einem autokratischen System mit massiven Demokratiedefiziten 
sympathisiert, das sich immer offener zur islamistischen Diktatur hinbewegt?  
b) Ist hier von einem Versagen der Integration zu sprechen?  
c) Und was bedeutet das für die künftige Integrationspolitik allgemein? 
Anmerkung: Die Fragen stellen sich nicht nur in Bezug auf die aktuelle Problematik, 
sondern generell hinsichtlich Zugewanderte mit undemokratischen Überzeugungen, sei 
es linksextremistisch, rechtsextremistisch, islamistisch oder sonst wie gegen den 
liberal-demokratischen Rechtsstaat. Hier handelt es sich aber um ein von der Grösse 
der betroffenen Gruppe besonderes Phänomen. 

2. Was bedeutet das Beispiel der politischen Aktivität des türkischen Staates in der 
Schweiz und die Austragung eines politischen Konflikts auf Schweizer Boden 
grundsätzlich für das Konzept der doppelten Staatsbürgerschaft? 

3. Wollen türkische staatliche Stellen einen Werbeauftritt in Basel für das 
Verfassungsreferendum durchführen? 
b) Wenn ja, wird der Kanton gegen eine solche Veranstaltung intervenieren wie an 
verschiedenen Orten in Deutschland oder Holland geschehen? 

Es sind viele komplexe Fragen. Ich danke dem Regierungsrat ganz besonders für die 
Beantwortung. 
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